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VERORDNUNG (EU) Nr. 432/2013 DES RATES
vom 13. Mai 2013

zur Anderung der Verordnung (EU) Nr. 356/2010 iiber die Anwendung bestimmter spezifischer
restriktiver MafSnahmen gegen bestimmte natiirliche oder juristische Personen, Organisationen oder
Einrichtungen aufgrund der Lage in Somalia

DER RAT DER EUROPAISCHEN UNION —

gestiitzt auf den Vertrag iiber die Arbeitsweise der Europiischen
Union, insbesondere auf Artikel 215,

gestiitzt auf den Beschluss 2010/231/GASP des Rates vom
26. April 2010 uber restriktive Maffnahmen gegen Somalia (?),

auf gemeinsamen Vorschlag der Hohen Vertreterin der Union
fur Auflen- und Sicherheitspolitik und der Europiischen Kom-
mission,

in Erwdgung nachstehender Griinde:

o)

©)

Mit der Verordnung (EU) Nr. 356/2010 des Rates (%)
werden die in der Resolution 1844 (2008) des Sicher-
heitsrates der Vereinten Nationen vorgesehenen restrikti-
ven Mafinahmen gegen die in Anhang I der genannten
Verordnung aufgefithrten Personen, Organisationen und
Einrichtungen verhingt.

Am 6. Mirz 2013 nahm der Sicherheitsrat der Vereinten
Nationen die Resolution 2093 (2013) an, mit der die
Benennungskriterien aktualisiert wurden, die der nach
Mafigabe der Resolution 751 (1992) fiir Somalia einge-
setzte Sanktionsausschuss des Sicherheitsrates anwendet.

Der Rat hat am 25. April 2013 den Beschluss
2013/201/GASP (%) erlassen, mit dem der Beschluss
2010/231/GASP gedndert und im Hinblick auf die Reso-
lution 2093 (2013) des Sicherheitsrates der Vereinten
Nationen aktualisiert wird.

Da diese Mafinahme in den Geltungsbereich des Vertrags
fallt, ist fiir ihre Umsetzung eine Regelung auf Unions-
ebene erforderlich, insbesondere um ihre einheitliche An-
wendung durch die Wirtschaftsbeteiligten in allen Mit-
gliedstaaten zu gewahrleisten.

Die Verordnung (EU) Nr. 356/2010 sollte daher entspre-
chend gedndert werden —

() ABL L 105 vom 27.4.2010, S. 17.

() ABL L 105 vom 27.4.2010, S. 1.
() ABL L 116 vom 26.4.2013, S. 10.

HAT FOLGENDE VERORDNUNG ERLASSEN:

Artikel 1

Artikel 2 Absatz 3 der Verordnung (EU) Nr. 356/2010 erhalt
folgende Fassung:

,(3)  Anhang I enthilt eine Liste der natiirlichen und juris-
tischen Personen, Organisationen und Einrichtungen, die vom
Sicherheitsrat oder vom Sanktionsausschuss benannt worden
sind, da diese

a)

an Handlungen beteiligt sind oder Handlungen unterstiit-
zen, die den Frieden, die Sicherheit oder die Stabilitit in
Somalia bedrohen, darunter Handlungen, die den Friedens-
und Aussohnungsprozess in Somalia bedrohen, oder die
die Bundesregierung Somalias oder die Mission der Afri-
kanischen Union in Somalia (AMISOM) mit Gewalt be-
drohen,

gegen das Waffenembargo oder das Verbot der Bereitstel-
lung damit verbundener Hilfe oder die Beschrinkungen
des Weiterverkaufs und der Weitergabe von Waffen, die
in Ziffer 34 der Resolution 2093 (2013) des Sicherheits-
rates der Vereinten Nationen vorgesehen sind, verstoflen,

die Bereitstellung humanitirer Hilfe fiir Somalia oder den
Zugang zu humanitirer Hilfe oder die Verteilung huma-
nitdrer Hilfsgiiter in Somalia behindern,

politische oder militarische Fiihrer sind, die unter Verstof§
gegen das anwendbare Volkerrecht in Somalia Kinder in
bewaffneten Konflikten einziehen oder einsetzen,

fur Verstofe gegen das anwendbare Volkerrecht in Soma-
lia verantwortlich sind, darunter gezielte Angriffe auf Zi-
vilisten, insbesondere Kinder und Frauen, in bewaffneten
Konlflikten, einschlieflich Totung und Verstimmelung, se-
xueller und geschlechtsbezogener Gewalt, Angriffen auf
Schulen und Krankenhduser sowie Entfuhrung und Ver-
treibung.”

Artikel 2

Diese Verordnung tritt am Tag nach ihrer Veroffentlichung im

Amtsblatt der Europdischen Union in Kraft.
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Diese Verordnung ist in allen ihren Teilen verbindlich und gilt unmittelbar in jedem Mitglied-

staat.

Geschehen zu Briissel am 13. Mai 2013.

Im Namen des Rates
Der Président
E. GILMORE



	Verordnung (EU) Nr. 432/2013 des Rates vom 13. Mai 2013 zur Änderung der Verordnung (EU) Nr. 356/2010 über die Anwendung bestimmter spezifischer restriktiver Maßnahmen gegen bestimmte natürliche oder juristische Personen, Organisationen oder Einrichtungen aufgrund der Lage in Somalia

